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Prüffälle zur KI-Verordnung
Übungsfälle zur Anwendung des Prüfrasters – Teilnehmerfassung
Acht Prüffälle über alle Risikoklassen – zu bearbeiten mit dem Prüfraster für KI-Systeme nach der KI-Verordnung

Diese Unterlage dient der Schulung und der strukturierten Vorprüfung. Sie ersetzt keine Rechtsberatung im Einzelfall. Fristen und Auslegungsfragen der KI-VO unterliegen derzeit einer raschen Entwicklung und sind vor jeder Entscheidung tagesaktuell zu prüfen.

Nachfolgende Inhalte – einschließlich Texte und Abbildungen – wurden teilweise oder vollständig mithilfe generativer künstlicher Intelligenz erstellt oder bearbeitet. Sämtliche Inhalte wurden anschließend durch eine natürliche Person redaktionell geprüft. Die inhaltliche und redaktionelle Verantwortung für die Veröffentlichung liegt beim Herausgeber.

Alle Sachverhalte sind frei erfunden. Ähnlichkeiten mit bestehenden Verfahren sind nicht beabsichtigt. Die Bearbeitung ersetzt keine Rechtsberatung im Einzelfall.
 
	Angabe
	Inhalt

	Rechtsstand
	14. September 2026 – einschließlich der Änderungsverordnung (EU) 2026/1744 ("Digital Omnibus KI") – fachlich geprüft

	Zielgruppe
	Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter in kommunalen Behörden in Bayern

	Arbeitsmittel
	Arbeitshilfe "Prüfraster für KI-Systeme nach der KI-Verordnung", insbesondere Teil B

	Aufbau
	Zehn identische Fragen je Prüffall, orientiert an den Schritten 1 bis 10 des Prüfrasters




[bookmark: _Toc240323589]Hinweise zur Bearbeitung
Die folgenden acht Prüffälle bilden typische Konstellationen aus der kommunalen Praxis ab. Sie decken alle Risikoklassen der KI-Verordnung ab – von der verbotenen Praktik bis zum minimalen Risiko. Jeder Fall wird mit demselben Fragenkatalog bearbeitet.
[bookmark: _Toc240323590]Vorgehen
1. Lesen Sie den Sachverhalt vollständig, einschließlich der Zusatzinformationen – sie enthalten regelmäßig den entscheidenden Hinweis.
1. Arbeiten Sie mit dem Prüfraster (Teil B der Arbeitshilfe). Die zehn Fragen folgen dessen Schritten 1 bis 10.
1. Notieren Sie zu jeder Antwort die Fundstelle – Artikel, Absatz, Buchstabe, gegebenenfalls Anhang und Nummer.
1. Wo der Sachverhalt eine Angabe offenlässt, treffen Sie eine Annahme und kennzeichnen Sie sie als solche.
1. Halten Sie fest, an welcher Stelle Ihre Gruppe uneins war – diese Punkte werden im Plenum besprochen.

[bookmark: _Toc240323593]Wichtig
Die Prüfung folgt einer festen Reihenfolge. Wer mit der Frage "Ist das Hochrisiko?" beginnt, prüft regelmäßig am falschen Zweck und übersieht die Rollenfrage. Art. 5 KI-VO ist stets vor Art. 6 KI-VO zu prüfen: Ein Verbot beendet die Prüfung.
Bei Mehrfunktionssystemen sind die einzelnen Funktionen getrennt zu prüfen. Eine zulässige Sicherheitsfunktion macht eine andere, verbotene Funktion nicht zulässig.
Fragenkatalog
Diese zehn Fragen sind bei jedem Prüffall identisch zu beantworten.
1. Frage 1: 
Liegt ein KI-System im Sinne des Art. 3 Nr. 1 KI-VO vor? Begründen Sie anhand der einzelnen Begriffsmerkmale.
1. Frage 2: 
Ist der Anwendungsbereich der KI-VO eröffnet oder greift eine Bereichsausnahme (Art. 2, Art. 111 Abs. 2 KI-VO)?
1. Frage 3: 
In welcher Rolle handelt die Behörde (Art. 3 Nr. 3, Nr. 4 KI-VO)? Kommt ein Rollenwechsel zum Anbieter nach Art. 25 KI-VO in Betracht?
1. Frage 4: 
Wie lautet die Zweckbestimmung (Art. 3 Nr. 12 KI-VO), und weicht die tatsächlich beabsichtigte Verwendung davon ab?
1. Frage 5: 
Liegt eine verbotene Praktik nach Art. 5 KI-VO vor? Welcher Buchstabe kommt in Betracht, und welche Abgrenzung ist zu treffen?
1. Frage 6: 
Liegt ein Hochrisiko-Fall nach Art. 6 Abs. 1 i. V. m. Anhang I oder nach Art. 6 Abs. 2 i. V. m. Anhang III vor? Benennen Sie den konkreten Tatbestand.
1. Frage 7: 
Greift die Ausnahme des Art. 6 Abs. 3 KI-VO? Welche Folgepflichten bestehen auch dann (Art. 6 Abs. 4, Art. 49 Abs. 2 KI-VO)?
1. Frage 8: 
Welche Risikoklasse ergibt sich als Ergebnis, und ab welchem Zeitpunkt gelten die Pflichten?
1. Frage 9: 
Welche konkreten Maßnahmen und Pflichten treffen die Behörde (insbesondere Art. 26, 27, 49, 86 KI-VO bzw. Anbieterpflichten)? Wer ist in Ihrem Haus jeweils zuständig?
1. Frage 10: 
Welche Transparenzpflichten nach Art. 50 KI-VO und welche flankierenden Prüfungen (Datenschutz, Personalvertretung, Verwaltungsverfahren, IT-Sicherheit, Vergabe, Geheimnisschutz) sind zu veranlassen?


[bookmark: _Toc240323594]Prüffall 1 – Das "Stimmungsbarometer" im Bürgerbüro
Sachverhalt
Die Stadt Musterstadt (45.000 Einwohner) klagt über eine hohe Krankheitsquote im Bürgerbüro. Die Personalabteilung beschafft die Software "MoodSense Public", die über die ohnehin vorhandenen Webcams an den sechs Servicearbeitsplätzen laufend Gesichtsausdruck und Stimmlage der Beschäftigten auswertet und daraus einen Stress- und Belastungsindex berechnet.
Die Auswertung erfolgt nach Angaben des Anbieters "anonymisiert und aggregiert"; die Amtsleitung erhält wöchentlich eine Auswertung je Arbeitsplatz, aus der bei sechs Beschäftigten faktisch auf einzelne Personen geschlossen werden kann. Ziel ist es, Belastungsspitzen zu erkennen und Pausenzeiten besser zu steuern. Zusätzlich soll das System erkennen, wenn Bürgerinnen und Bürger am Counter "aggressiv" werden, und dann einen stillen Alarm auslösen.
Der Personalrat wurde nicht beteiligt. Die IT hat das System bereits testweise in Betrieb genommen.
Zusatzinformationen
1. Anbieter mit Sitz in Irland, Verarbeitung in einem Rechenzentrum in Frankfurt.
1. Das System lernt aus den erhobenen Daten laufend weiter.
1. [bookmark: _Toc240323598]Eine Datenschutz-Folgenabschätzung wurde nicht durchgeführt.
[bookmark: _Toc240323596]
Prüffall 2 – Vorauswahl im Bewerbermanagement
Sachverhalt
Der Landkreis Musterkreis schreibt jährlich rund 120 Stellen aus und erhält etwa 3.000 Bewerbungen. Das Personalamt führt das Modul "TalentMatch" seines Bewerbermanagementsystems ein. Es liest die eingereichten Unterlagen aus, gleicht sie mit dem Anforderungsprofil ab und erstellt eine Rangliste mit einem Eignungswert von 0 bis 100. Bewerbungen unter einem Schwellenwert von 40 werden in einen Ordner "nachrangig" verschoben.
Die Sachbearbeitung im Personalamt sichtet nach eigener Aussage "die ersten dreißig der Rangliste" und lädt daraus zum Vorstellungsgespräch. Der Ordner "nachrangig" wird aus Zeitgründen in der Regel nicht mehr geöffnet. Das System wird unverändert und unter dem Namen des Herstellers genutzt.
Zusatzinformationen
1. Der Hersteller wirbt damit, das System erkenne "Potenzial jenseits des Lebenslaufs" und berücksichtige dafür auch Formulierungsstil und Lücken im Lebenslauf.
1. Der Landkreis plant den Produktivstart für Januar 2027.






Prüffall 3 – Betriebsoptimierung im Wasserwerk
Sachverhalt
Die Stadtwerke Musterstadt, ein Eigenbetrieb der Stadt, setzen künftig das System "AquaOptim" zur Steuerung der Trinkwasserversorgung ein. Es prognostiziert den Bedarf, steuert Pumpen und Druckhaltung und löst bei Abweichungen selbsttätig Regelvorgänge aus. Bei Grenzwertüberschreitungen kann es Netzabschnitte automatisch absperren.
Die Leitwarte ist rund um die Uhr besetzt; das Personal kann eingreifen, folgt den Vorschlägen aber in der Praxis fast immer. Der Hersteller liefert das System mit CE-Kennzeichnung und Betriebsanleitung. Personenbezogene Daten werden nicht verarbeitet.
Zusatzinformationen
1. Das Wasserwerk versorgt rund 48.000 Menschen.
1. Die Stadtwerke planen zusätzlich, das System auf die Steuerung der Lichtsignalanlagen im Stadtgebiet zu übertragen.
[bookmark: _Toc240323600]
Prüffall 4 – Vorausschauende Wartung der Aufzugsanlage
Sachverhalt
Die Stadt Musterstadt lässt in ihrem Rathaus zwei Aufzugsanlagen modernisieren. Der Aufzugshersteller liefert eine neue Steuerung mit integrierter KI-Komponente, die aus Sensordaten Verschleiß prognostiziert und bei kritischen Werten die Anlage selbsttätig stillsetzt, bis eine Wartung erfolgt ist. Die Komponente ist Teil der sicherheitsrelevanten Steuerung und in die CE-Kennzeichnung des Aufzugs einbezogen.
Die Stadt betreibt die Anlage, wartet sie über einen Vollwartungsvertrag und wertet die Prognosedaten in ihrem Gebäudemanagement aus.
Zusatzinformationen
1. Die Stadt nimmt keine Veränderungen an der Steuerung vor.
1. [bookmark: _Toc240323602]Das Gebäudemanagement überlegt, dieselbe Auswertung künftig auch auf die Heizungsanlagen der Schulen zu übertragen.







Prüffall 5 – Vollständigkeitsprüfung von Wohngeldanträgen
Sachverhalt
Die Wohngeldstelle der Stadt Musterstadt erhält monatlich rund 400 Anträge. Ein KI-Assistent prüft die eingehenden Anträge und Anlagen darauf, ob alle erforderlichen Nachweise beigefügt sind (Mietvertrag, Einkommensnachweise, Ausweiskopie), ordnet die Dokumente den Antragsfeldern zu und erzeugt einen Hinweistext für die Sachbearbeitung, welche Unterlagen nachzufordern sind.
Eine inhaltliche Bewertung des Anspruchs, eine Berechnung der Leistungshöhe oder eine Priorisierung der Antragsteller findet nicht statt. Die Sachbearbeitung prüft jeden Hinweis und versendet die Nachforderung selbst. Ein Schwellenwert oder eine Ablehnungslogik existiert nicht.
Zusatzinformationen
1. Das System erstellt kein Profil der Antragstellenden und bewertet weder deren Verhalten noch deren Bonität.
1. Der Anbieter bietet optional ein Modul "Priorisierung nach Bearbeitungsaufwand" an, das die Stadt derzeit nicht bucht.


[bookmark: _Toc240323604]Prüffall 6 – Der Bürger-Chatbot "Musti"
Sachverhalt
Die Stadt Musterstadt stellt auf ihrer Website einen Dialogassistenten bereit, der Fragen zu Öffnungszeiten, Formularen und Zuständigkeiten beantwortet und auf Wunsch Termine im Bürgerbüro vereinbart. Grundlage ist ein zugekauftes Sprachmodell eines europäischen Anbieters; die Stadt hat die Wissensbasis mit eigenen Inhalten befüllt, ein eigenes Erscheinungsbild gestaltet und den Assistenten "Musti – Ihr digitaler Assistent der Stadt Musterstadt" genannt.
Der Assistent gibt keine rechtsverbindlichen Auskünfte und trifft keine Entscheidungen. In Testgesprächen halten mehrere Bürgerinnen und Bürger "Musti" für einen Mitarbeiter des Bürgerbüros. Ein Hinweis auf den KI-Einsatz fehlt bislang.
Zusatzinformationen
1. Die Chatverläufe werden 90 Tage gespeichert.
1. Der Assistent formuliert auf Wunsch auch Textentwürfe für Anträge.
[bookmark: _Toc240323606]


 

Prüffall 7 – Aus Auswertung wird Bewertung
Sachverhalt
Das Rechtsamt der Stadt Musterstadt nutzt seit 2025 das Werkzeug "DocuFlow" zur Auswertung von Bearbeitungszeiten in der Dokumentenverwaltung. Zweckbestimmung laut Hersteller: Analyse von Prozesslaufzeiten zur Optimierung von Arbeitsabläufen, ausdrücklich ohne personenbezogene Auswertung.
Nach einer Organisationsuntersuchung beauftragt die Verwaltungsleitung die IT, das Werkzeug so zu konfigurieren, dass die Bearbeitungszeiten künftig je Sachbearbeiterin und Sachbearbeiter ausgewiesen und mit einem Referenzwert verglichen werden. Das System soll einen Leistungsindikator berechnen, der in die jährlichen Mitarbeitergespräche einfließt. Die IT trainiert das Modell hierfür mit den Bearbeitungsdaten der letzten drei Jahre nach und stellt das Ergebnis im Intranet als "Leistungscockpit der Stadt Musterstadt" bereit.
Zusatzinformationen
1. Der Hersteller wurde über die Änderung nicht informiert.
1. Der Personalrat erfährt von dem Vorhaben aus dem Intranet.
[bookmark: _Toc240323608]Prüffall 8 – Übersetzung auf dem privaten Account
Sachverhalt
Im Ausländeramt der Stadt Musterstadt nutzt eine Sachbearbeiterin regelmäßig einen frei zugänglichen KI-Dienst, um Merkblätter und Anschreiben in andere Sprachen zu übersetzen und Textentwürfe sprachlich zu glätten. Sie meldet sich dafür mit ihrem privaten Konto an, weil die Stadt bislang kein eigenes Werkzeug bereitstellt.
Für die Übersetzung fügt sie gelegentlich vollständige Bescheidentwürfe, einschließlich Name, Anschrift und Aufenthaltsstatus der Betroffenen in das Eingabefeld ein. Die Ergebnisse liest sie gegen und versendet sie anschließend. Die Amtsleitung weiß von der Praxis und hält sie für unproblematisch, weil "das ja nur Übersetzung" sei.
Zusatzinformationen
1. Der Anbieter behält sich in seinen Nutzungsbedingungen die Verwendung der Eingaben zu Trainingszwecken vor; die Verarbeitung erfolgt in den USA.
1. Eine Dienstanweisung zum Einsatz von KI besteht in der Stadt nicht.
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